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1. Problemstellung 

Der Steuerbonus für Handwerkerleistungen ist zusammen mit dem Bonus für haus-
haltsnahe Dienstleistungen vornehmlich eingeführt worden, um Schwarzarbeit in 
diesen Bereichen zu reduzieren. Die Reduzierung der Schwarzarbeit dient gleich-
zeitig dem Fiskalzweck. Während auf Baustellen oder im Gaststättengewerbe auch 
eine Überprüfung des laufenden Betriebs möglich, wenn auch aufwändig ist, hat es 
der Gesetzgeber im Bereich der privaten Haushalte vorgezogen, einen finanziellen 
Anreiz zu schaffen, der es attraktiver macht, reguläre Aufträge zu vergeben. 

Diese Regelungen sind inzwischen untersucht worden. So hat das Finanzwissen-
schaftliche Forschungsinstitut an der Universität zu Köln im Rahmen einer breit an-
gelegten Studie zu Steuervergünstigungen auch diese beiden Boni näher betrach-
tet.1 Allerdings fehlte es der Untersuchung an empirischen Daten, da die beiden 
Regelungen noch relativ neu sind. Dem wirkt auch die Erhebung des Bundesrech-
nungshofs (BRH) aus dem Jahre 2011 nicht umfassend entgegen, weil die veröf-
fentlichten Daten zu eng auf die Frage des Vollzugs ausgelegt sind, aber nicht die 
fiskalischen und ökonomischen Wirkungen betrachten.2 Einige der Schlussfolgerun-
gen, wie etwa die, dass es zu Mitnahmeeffekten in Höhe von 70 Prozent kommt, 
sind auch durch die eigenen Zahlen des BRH nicht belegbar. 

Neben den Mitnahmeeffekten kritisiert der BRH außerdem erhebliche Kontrolldefi-
zite bei den Finanzämtern, weil das automatische Risikomanagement nicht genau 
genug auf die Kontrollerfordernisse des § 35a EStG abgestimmt sei, sowie die mög-
lichen Doppelförderungen mit KfW-Programmen in der Vergangenheit, für die 
jedoch das Gutachten des BRH selbst bereits den zukünftigen Listenabgleich avi-
siert. Insgesamt ist das BRH-Gutachten wenig hilfreich, weil es nur kursorisch über 
die zugrundeliegenden Daten berichtet. Auch unterlässt es der BRH eine ökonomi-
sche Analyse durchzuführen, die wenigstens ansatzweise die Effekte auf Schwarz-
arbeit untersucht und eine fiskalische Bilanz der Nutzen und Kosten der Steuerver-
günstigungen erstellt. Das hätte der eigentliche Prüfauftrag sein sollen, dem sich der 
BRH aber aus nicht nachvollziehbaren Gründen entzogen hat.  

Dennoch hat das BRH-Gutachten eine Suche nach alternativen Ausgestaltungsfor-
men des § 35 a EStG ausgelöst, um das berechtigte Ziel der Reduzierung der 
Schwarzarbeit, das auch das Finanzwissenschaftliche Forschungsinstitut an der 
Universität zu Köln als hinreichend ökonomisch begründet ansieht, zielgenauer zu 
unterstützen.3 Das vorliegende Kurzgutachten untersucht nun den Vorschlag des 

                                                 

1  Vgl. Thöne, M. und Jung, A. (2009). 
2  Vgl. BRH (2011). 
3  Vgl. Thöne, M. und Jung, A. (2009), S. 95.  
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Zentralverbands des Deutschen Handwerks (ZDH) zur Modifikation des Handwer-
kerbonus auf seine grundsätzliche Eignung, diskutiert die Erweiterung der Zielset-
zung des Steuerbonus für Handwerkerleistungen um die energetische Gebäude-
sanierung und leitet Folgerungen in Bezug auf die fiskalischen Wirkungen ab. Wir 
hoffen, damit die Diskussion konstruktiv weiter zu führen, denn das Ausmaß der 
Schwarzarbeit ist zwar in den letzten Jahren gesunken, aber nach wie vor wird fast 
jeder sechste Euro in Deutschland im informellen Sektor verdient. Das widerspricht 
dem Fiskalzweck ebenso wie dem Fairnessgebot, einen allgemein gültigen Ord-
nungsrahmen für wirtschaftliche Aktivitäten zu schaffen. 

 

2. Vorschlag des Zentralverbandes des Deutschen Hand-
werks zur Weiterentwicklung des Steuerbonus für 
Handwerkerleistungen  

Die Kritik des BRH an den Steuerzuschüssen für haushaltsnahe Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen sowie die für 2011 vorgesehen Evaluierung dieses 
Instruments hat der ZDH zum Anlass genommen, Vorschläge zur Weiterentwicklung 
des Steuerbonus für Handwerkerleistungen zu machen. Damit werden im Wesent-
lichen drei Ziele verfolgt:  

• Zum einen soll der Kritik des BRH im wesentlichen Punkten Rechnung getragen 
werden, um die Wirksamkeit und Zielgenauigkeit des Instruments zu erhöhen.  

• Zum anderen soll mit Blick auf die ambitionierten klimapolitischen Zielsetzungen 
im Energiekonzept der Bundesregierung die Anreizwirkung des Instruments im 
Bereich der energetischen Gebäudesanierung gesteigert werden.   

• Schließlich soll der Vorschlag einen Beitrag zur Steuervereinfachung leisten.  

Zu diesem Zweck schlägt der ZDH vor, den Steuerbonus für Handwerkerleistungen 
folgendermaßen zu modifizieren: 

1. Gesetzlich verpflichtende Prüfleistungen (hierunter sind öffentlich-rechtliche 
Gebühren für Feuerstättensicherheit und Immissionsschutzmessungen zu ver-
stehen) sollen nicht mehr vom Steuerbonus für Handwerkerleistungen erfasst 
werden. 

2. Es wird ein moderater Selbstbehalt (in der Form eines sog. Sockelbetrags, für 
den kein Steuerbonus gewährt wird) eingeführt, mit dem die Fallzahl der Steuer-
pflichtigen, die den Steuerbonus für Handwerkerleistungen geltend machen, 
reduziert wird. Dieser Selbstbehalt sollte allerdings so bemessen werden, dass 
auch für die besonders schwarzarbeitsanfällige, kleinteilige Beauftragung von 
Arbeitsleistungen nach wie vor ein Anreiz zur legalen Auftragsvergabe besteht. 
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Dies gilt gerade auch für sog. Schönheitsreparaturen, die von Mietern beauftragt 
bzw. getragen werden. Ein Selbstbehalt sollte daher einen Betrag von 200 Euro 
im Kalenderjahr nicht überschreiten. 

3. Der heutige gesonderte Steuerbonus für Handwerkerleistungen (gem. § 35a 
Abs. 3 EStG i.H.v. 20% von max. 6.000 Euro Arbeitskosten) wird mit dem bishe-
rigen Steuerbonus für "allgemeine haushaltsnahe Dienstleistungen" (gem. § 35a 
Abs. 2 EStG i.H.v. 20% von max. 20.000 Euro Arbeitskosten) zu einem ein-
heitlichen Fördertatbestand zusammengelegt.  

4. Die Übertragung von Steuerbonusvolumen auf nachfolgende Kalenderjahre 
(analog § 10d EStG) wird ermöglicht, um auch für größere energetische 
Gebäudesanierungen einen spürbaren Anreiz zu setzen. 

Im Folgenden werden die volkswirtschaftlichen Implikationen einer derartigen 
Modifikation des Steuerbonus für Handwerkerleistungen im Hinblick auf die Redu-
zierung der Schwarzarbeit, die Forcierung der energetischen Gebäudesanierung 
und die fiskalischen Effekte untersucht. 

 

3. Volkswirtschaftliche Implikationen des modifizierten 
Steuerbonus für Handwerkerleistungen 

3.1 Eindämmung der Schwarzarbeit 

Eines der zentralen Ziele der steuerlichen Förderung von Handwerkerleistungen war 
und ist es, die Schwarzarbeit in den jeweiligen Bereichen zurückzudrängen. Dies 
setzt voraus, dass der Privathaushalt bei den einzelnen Leistungen grundsätzlich 
die Wahl zwischen legaler und illegaler Auftragsvergabe hat. Besteht aufgrund ge-
setzlicher Vorschriften keinerlei Alternative zur legalen Auftragsvergabe ist er fak-
tisch gezwungen, einen regulären Betrieb mit den Arbeiten zu betrauen, kommt es 
zwangsläufig zu Mitnahmeeffekten, ohne dass die Schwarzarbeit verringert wird. 

Einer der Hauptkritikpunkte des BRH ist, dass die derzeitige Ausgestaltung des 
Steuerbonus für Handwerkerleistungen zu „unvertretbar hohen Mitnahmeeffekten“ 
führe.4 Laut BRH wurden 2008 in 71 % der Fälle beim Steuerbonus für Handwerker-
leistungen zumindest teilweise Aufwendungen für Schornsteinfeger und/oder War-
tungsleistungen für Heizungs- und Aufzugsanlagen geltend gemacht; 39 % der Fälle 
enthielten sogar ausschließlich diese Aufwendungen.5 Der BRH geht in beiden Leis-

                                                 

4  Vgl. BRH (2011), S. 3. 
5  Vgl. ebenda, S. 11. 
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tungsbereichen von fast 100 % Mitnahmeeffekten aus, weil Schornsteinfegerleis-
tungen aufgrund gesetzlicher Vorschriften nur legal bezogen werden können und 
auch Wartungsleistungen an Heizungs- und Aufzugsanlagen „…. wegen ihrer Be-
deutung und im Hinblick auf Gewährleistungsansprüche regelmäßig legal vergeben 
werden.“6 Während dem BRH bei den Schornsteinfegerleistungen zweifellos zuzu-
stimmen ist, liegt der Fall bei Heizungswartungen keineswegs so eindeutig. Da 
diese nicht gesetzlich verpflichtend vorgeschrieben sind und auch behördlicherseits 
nicht überprüft werden, ist davon auszugehen, dass insbesondere im Ein- und Zwei-
familienhausbereich ein nicht unerheblicher Anteil der Wartungsaufträge bei Hei-
zungsanlagen schwarz erbracht wird. Dennoch dürften wahrscheinlich die meisten 
Hauseigentümer aus Gründen der Betriebssicherheit und wegen etwaiger Gewähr-
leistungsansprüche reguläre Handwerksunternehmen mit der Wartung der 
Heizungsanlage beauftragen. Insofern ist in diesem Bereich aller Voraussicht nach 
tatsächlich von Mitnahmeeffekten auszugehen.  

Im Veranlagungszeitraum 2008 wurden bundesweit insgesamt in 5,9 Mio. Fällen 
steuerliche Zuschüsse für Handwerkerleistungen geltend gemacht.7 39 % der Fälle 
betrafen ausschließlich Aufwendungen für Schornsteinfeger sowie für Heizungs-
wartung. Leider weist der BRH in seinem Bericht die beiden Aufwendungsarten in 
dieser Gruppe nur zusammen und nicht separat aus, so dass keine Aussage dar-
über möglich ist, in wieviel Fällen nur eine der beiden Leistungsarten oder wie häu-
fig beide Leistungsarten gleichzeitig angegeben wurden. Zu vermuten ist jedoch, 
dass in den weitaus meisten Fällen Aufwendungen sowohl für Schornsteinfeger als 
auch für Heizungswartung anfallen, da mit fossilen Brennstoffen befeuerte Hei-
zungsanlagen zwingend einmal jährlich vom Schornsteinfeger überprüft werden 
müssen (Reinigung des Schornsteins und Emissionsmessung). Ein Ausschluss von 
gesetzlichen Prüfleistungen entsprechend dem ZDH-Vorschlag würde also die Fall-
zahl beim Steuerbonus für Handwerkerleistungen vermutlich kaum nennenswert 
reduzieren. Allerdings würde die Regelung in Kombination mit dem vorgeschlage-
nen Selbstbehalt von 200 Euro faktisch eine Verringerung der Fallzahl um 2,3 Mio. 
bedeuten (39 % von 5,9 Mio. Fällen), da die gesetzlich vorgeschriebenen Prüf-
leistungen sowie Handwerkerleistungen mit vermutlich hohen Mitnahmeeffekten 
praktisch vollständig aus der steuerlichen Förderung herausfielen. In den weiteren 
32 % der Mischfälle, in denen neben gesetzlich verpflichtenden Prüfleistungen und 
Leistungen, bei denen hohe Mitnahmeeffekte zu vermuten sind, auch noch andere 
Handwerkerleistungen geltend gemacht wurden, würde sich der Steuerbonus ent-
sprechend verringern. Insgesamt würden sich die Aufwendungen für den Steuer-
bonus für Handwerkerleistungen durch den Ausschluss dieser gesetzlich ver-

                                                 

6  ebenda, S. 19. 
7  Vgl. ebenda, S. 9. 
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pflichtenden Prüfleistungen und den Selbstbehalt um rund 306 Mio. Euro reduzie-
ren.8 

Durch den Vorschlag des ZDH würden die vom BRH zu Recht monierten offensicht-
lichen Mitnahmeeffekte direkt durch Ausschluss der gesetzlich verpflichtenden 
Prüfleistungen und ein Großteil der Aufwendungen, bei denen wahrscheinlich 
ebenfalls hohe Mitnahmeeffekte vorliegen indirekt durch den Selbstbehalt von der 
steuerlichen Förderung ausgenommen. Daraus resultiert gleichzeitig eine erhebliche 
Reduzierung der Fallzahl um knapp 40 % sowie der benötigten fiskalischen Mittel. 
Gänzlich ausschalten kann man Mitnahmeeffekte bei der steuerlichen Förderung 
von Handwerkerleistungen freilich nicht, aber das ist auch bei den meisten anderen 
Förderinstrumenten der Fall. Die grundsätzliche Eignung des Instruments des 
Steuerbonus zur Bekämpfung der Schwarzarbeit steht jedoch außer Frage, da 
durch den Steuerbonus der bestehende Steuer- und Abgabenkeil zwischen legaler 
und illegaler Arbeit verringert wird. Ein gewisses Maß an Mitnahmeeffekten ist quasi 
als fiskalischer Preis der Transformation von Schwarzarbeit und Eigenleistung in 
legaler Arbeit anzusehen.9 Entscheidend ist letztlich das Ausmaß an Mitnahme-
effekten, das jedoch kaum exakt empirisch zu ermitteln ist.10  

Das Handwerk gehört zu den Wirtschaftsbereichen, die mit am stärksten von der 
Schattenwirtschaft betroffen sind. Nach Friedrich Schneider, der sich seit Jahren mit 
dem Phänomen und der Entwicklung der Schattenwirtschaft beschäftigt, entfallen 
38 % der Schattenwirtschaft in Deutschland auf das Baugewerbe und Handwerks-
betriebe (vgl. Abbildung 1). Nach aktuellen Berechnungen Schneiders machte das 
2010 ein Volumen von 132 Mrd. Euro aus.11  

 

                                                 

8  Laut BRH betrug 2008 der durchschnittliche Steuerbonus für Handwerkerleistungen 133 Euro. 
Gemessen an diesem durchschnittlichen Ermäßigungsbetrag entfallen 51,87 Euro pro Fall auf die 
Gruppe, die ausschließlich gesetzlich verpflichtende Prüfleistungen und Handwerkerleistungen 
mit vermutlich hohen Mitnahmeeffekten geltend gemacht haben. Laut Auskunft der 
Schornsteinfegerinnung in Hannover belaufen sich die Aufwendungen für den Schornsteinfeger 
durchschnittlich auf 60 Euro im Jahr. Davon können im Rahmen des Handwerkerbonus 20 %, 
also 12 Euro von der Steuerschuld abgezogen werden. Die Kosten für die Wartung einer 
Heizungsanlage betragen durchschnittlich 200 Euro, der Steuerbonus macht 20 % hiervon aus, 
also 40 Euro. Bei 5,9 Mio. Fällen entspricht dies einem Volumen von ca. 306 Mio. Euro. Vgl.  BRH 
(2011), S. 9ff. 

9  Zu den Kriterien für die beim Steuerbonus für Handwerkerleistungen begünstigten Leistungen und 
den Mitnahmeeffekten vgl. Thöne, M. und Jung, A. (2009), S. 135ff. 

10  Vgl. ebenda, S. 138. 
11  Vgl. IAW (2011), S. 3 und Schneider, F. (2010b), S. 5. 
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Abbildung 2: Entwicklung der Schattenwirtschaft in Deutschland von 2000 bis 
2010   

 

ifh Göttingen 
  Verhältnis Schattenwirtschaft zu offiziellem BIP in % 

Quelle: IAW (2011) 

Diese Größenordnung wird auch durch die vom BRH erhobenen Zahlen bestätigt. 
Bei dem vom BRH für 2008 durchschnittlich festgestellten Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen von 133 Euro pro Fall ergibt sich bei 5,9 Mio. Fällen insgesamt ein 
zusätzliches Auftragsvolumen von 3,9 Mrd. Euro bzw. eine Reduktion der Schat-
tenwirtschaft in derselben Höhe.15 Bereinigt man entsprechend dem ZDH-Vorschlag 
den durchschnittlichen Steuerbonus von 133 Euro um die Aufwendungen für 
Schornsteinfeger und den Selbstbehalt von 200 Euro ,16 ergibt sich immer noch eine 
durch den Steuerbonus zusätzlich generierte Nachfrage von 2,4 Mrd. Euro für das 
Bauhandwerk.17  

Welche Nachfrage- und Beschäftigungseffekte mit einer durch den Steuerbonus 
bewirkten zusätzlichen Nachfrage für das Bauhandwerk verbunden sind, lässt sich 
einer Studie von Kornhardt aus dem Jahr 2009 entnehmen, in der die Auswirkungen 

                                                 

15  Da nur 20 % abgesetzt werden dürfen, ist die tatsächliche Investitionssumme fünfmal so groß, 
also 133 Euro x 5 x 5,9 Mio. Fälle = 3,9 Mrd. Euro. 

16  Vgl. Fußnote 11. 
17  Berechnung: 133 Euro – 51,86 Euro = 81,13 Euro. Multipliziert mit 5,9 Mio. Fällen ergeben sich 

478,7 Mio. Euro. Multipliziert mit 5 ergibt das tatsächliche Auftragsvolumen in Höhe 2,4 Mrd. Euro. 
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eines ermäßigten Mehrwertsteuersatzes auf das Handwerk untersucht wurden.18 
Die dort für den ermäßigten Mehrwertsteuersatz durchgeführten Modellrechnungen 
lassen sich analog auf den Steuerbonus für Handwerkerleistungen übertragen. 
Danach führt eine zusätzliche Nachfrage von 2,4 Mrd. Euro – hier generiert durch 
den Steuerbonus – rein rechnerisch zu knapp 29.000 neuen Arbeitsplätzen im Bau-
handwerk. 

Tabelle 1: Auswirkungen eines Steuerbonus für Handwerkerleistungen von 
2.000 Euro auf die Schattenwirtschaft unter verschiedenen Annah-
men (Simulationsrechnung) 

 
 ifh Göttingen 
Quelle: Schneider, F. (2010b) 

In einer aktuellen Untersuchung empfiehlt Schneider unter anderem eine weitere 
Ausweitung der steuerlichen Absetzbarkeit von haushaltsnahen Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen auf 2.000 Euro pro Haushalt und Jahr. Dabei kommt er 
in einer Simulationsrechnung mit verschiedenen Annahmen zu dem Ergebnis, das 
durch eine entsprechende Erhöhung des Steuerbonus für Handwerkerleistungen ein 
Volumen von 4,2 bis 14,7 Mrd. Euro vom informellen in den formellen Sektor über-
führt werden könnte (vgl. Tabelle 1).19 Danach kommt es in einer mittleren Variante 
bei einem unterstellten Mitnahmeeffekt von 50 % und einer Nutzung des Steuerbo-
nus von jedem zweiten Steuerpflichtigen zu einem Rückgang der Schattenwirtschaft 
in der Größenordnung zwischen 11,2 und 12,8 Mrd. Euro. Sofern die Vorschläge 
des ZDH realisiert würden, erscheint der hier angenommene Mitnahmeeffekt von 
50 % jedoch unrealistisch hoch, sodass die positiven Effekte tatsächlich noch grö-
ßer ausfallen dürften. 

                                                 

18  Vgl. Kornhardt, U. (2009), S. 15 ff. 
19  Vgl. Schneider, F. (2010b), S. 3. 

unterstellter
Mitnahmeeffekt

50% nutzen 
Handwerkerbonus

40% nutzen 
Handwerkerbonus

in % in Mrd. € in Mrd. €

70 4,8    bis   6,4 4,2    bis   5,5

60 6,4   bis   8,8 5,5    bis   9,6

50 11,2  bis  12,8 9,6    bis  10,9

40 11,5   bis  14,7 9,9    bis  12,5
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3.2 Forcierung der energetischen Gebäudesanierung 

Im Energiekonzept, das die Bundesregierung im Herbst 2010 beschlossen hat, sind 
sehr ambitionierte Energieeinsparungs- und Klimaschutzziele festgelegt: Bis 2020 
sollen die Treibhausgasemissionen um 40 % und bis 2050 um mindestens 80 %  
– jeweils gegenüber 1990 – reduziert werden.20 Nach dem Reaktorunfall in Japan 
wird die Bundesregierung im Juni d.J. das Konzept noch stärker in Richtung Ener-
gieeffizienz und Erneuerbare Energien nachjustieren. Der zentrale Schlüssel zur 
Erreichung der Ziele ist die energetische Sanierung des Gebäudebestands. Denn 
auf den Gebäudebereich entfallen rund 40 % des Energieverbrauchs und etwa ein 
Drittel der CO2-Emissionen. Knapp Dreiviertel des Wohngebäudebestandes ist vor 
1979, also vor Inkrafttreten der 1. Wärmeschutzverordnung entstanden und unter 
energetischen Gesichtspunkten stark sanierungsbedürftig.21 Entsprechend groß 
sind die Potenziale zur Energie- und CO2-Einsparung. Im Energiekonzept ist als Ziel 
festgelegt, bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu erreichen.22 
Dazu bedarf es jedoch, und darin sind sich alle Experten einig, einer erheblichen 
Ausweitung der bisherigen Sanierungsaktivitäten. Entsprechend wird im Energie-
konzept eine Verdopplung der energetischen Sanierungsrate angestrebt.23 

Untersuchungen zur Sanierungseffizienz zeigen, dass derzeit nur in relativ geringem 
Umfang umfassende energetische Sanierungen durchgeführt werden. In vielen Fäl-
len unterbleiben wegen der oftmals hohen Kosten unter energetischen Gesichts-
punkten eigentlich notwendige Sanierungsmaßnahmen, sodass bei durchgeführten 
Bestandssanierungen im Durchschnitt nur rund ein Drittel der möglichen Einspar-
potenziale werden.24 In den letzten Jahren konnte die Sanierungsrate nicht zuletzt 
dank der einschlägigen KfW-Förderprogramme zwar deutlich gesteigert werden, 
dennoch bleibt das Sanierungstempo weit hinter der von Experten für technisch und 
wirtschaftlich machbar eingeschätzten Sanierungsrate von 3 % zurück.25 

Ein zentrales Hindernis für die energetische Gebäudesanierung ist der lange Zeit-
raum zwischen Investition und Amortisation. Gerade die besonders relevanten 
Maßnahmen wie die Dämmung der Außenwand und des Daches amortisieren sich 

                                                 

20  Vgl. BMWi (2010), S. 5. 
21  Vgl. Kornhardt, U. (2010), S. 20 ff. 
22  Vgl. BMWi (2010), S. 22 ff. 
23  Vgl. ebenda. 
24  Vgl. Stieß, I. u.a. (2010), S. 6; Weiß, J. und Dunkelberg, E. (2010), S. 85 ff.; Kleemann, M. und 

Hansen, P. (2005), S. 62 ff. 
25  Vgl. Kleemann, M. und Hansen, P. (2005), S. 62 ff. Hansen und Kleemann berechnen eine ener-

getische Sanierungsrate von 1,34 %. In der Literatur wird zumeist eine energetische Sanierungs-
rate von derzeit rund 1% genannt, von der auch die Bundesregierung in ihrem Energiekonzept 
ausgeht. 
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aufgrund des damit verbundenen hohen Kostenaufwandes häufig erst nach 20 und 
mehr Jahren und sind damit für viele Eigenheimbesitzer wirtschaftlich nicht akzep-
tabel.26 Eine Befragung des Meinungsforschungsinstituts EMNID ergab, dass 47 % 
der befragten Hauseigentümer zu energetischen Sanierungsmaßnahmen bereit 
wären, wenn sich die Investition innerhalb von fünf Jahren bezahlt machte. Die 
Bereitschaft schrumpfte dagegen auf 3 %, wenn die Amortisationszeit mehr als 12 
Jahre beträgt.27 Genau an diesem Punkt setzen die staatlichen Förderprogramme 
an, die dazu beitragen, den Amortisationszeitraum für den Investor zu verkürzen.  

Eine entscheidende, wenn nicht die zentrale Rolle bei der Förderung der energeti-
schen Gebäudesanierung und des öko-effizienten Bauens, nimmt die KfW Banken-
gruppe als Förderbank des Bundes und der Länder ein. Sie fördert seit 1990 die 
Energieeinsparung und CO2-Minderung im Gebäudebereich, indem sie für sanie-
rungswillige Gebäudeeigentümer verbilligte Darlehenskonditionen und neuerdings 
auch Zuschüsse bietet. Seither wurden im Zeitraum von 1990 bis Ende 2009 bei 
mindestens 3,1 Mio. Wohnungen Fördermittel in Form von zinsvergünstigten Darle-
hen und Zuschüssen für Maßnahmen zur Energieeinsparung und der CO2-Reduk-
tion eingesetzt. Die Bedeutung der Förderung hat in den letzten Jahren stark zuge-
nommen. Das Förderprogramm „Energieeffizient Sanieren“ und das „CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm“ nehmen mit rund 363.000 allein im Jahr 2009 geförderten 
Wohnungen eine Schlüsselstellung im Rahmen der nationalen Klimaschutzpro-
gramme ein. Durch diese beiden Programme wurden im vergangenen Jahr laut An-
gaben der KfW 0,91 % der Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden saniert.28 
Insgesamt ist durch die im Rahmen des „CO2-Gebäudesanierungsprogramms“ und 
des Programms „Energieeffizient Sanieren“ geförderten Modernisierungsvorhaben 
an Wohngebäuden im Jahr 2009 eine CO2-Emissionsreduzierung von 955.000 Ton-
nen pro Jahr realisiert worden. Auch die mit den beiden Programmen verbundenen 
Beschäftigungseffekte von rund 111.000 Personenjahren für das Jahr 2009 doku-
mentieren eindrucksvoll den Erfolg der KfW-Förderung.29 

Trotz der bisher erreichten Fortschritte im Bereich der energetischen Gebäude-
sanierung muss die Sanierungsrate noch erheblich gesteigert werden, um die hoch-
gesteckten Einsparziele im Gebäudebereich zu erreichen. Rein rechnerisch müss-
ten nach Berechnungen des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln dazu jährlich 
360.000 Gebäude umfassend energetisch saniert werden.30 Bislang sind laut CO2-

                                                 

26  Vgl. Weiß, J. und Dunkelberg, E. (2010), S. 88 f.; CO2-Gebäudereport 2007 (2007), S. 4 f. 
27  Vgl. CO2-Gebäudereport 2007 (2007), S. 4 f. 
28  Vgl. Clausnitzer, K.-D. u.a. (2010), S. 67. 
29  Vgl. ebenda, S. 72 ff. 
30  Vgl. iw (2011), S. 4. 
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Gebäudereport 2007 von den Gebäuden, die bis 1979 erbaut worden sind, rund 
230.000 pro Jahr umfassend energetisch saniert worden.31  

Wie bereits erwähnt, erfolgt die Förderung der energetischen Gebäudesanierung 
bislang im Wesentlichen über einschlägige KfW-Programme. Abgesehen von der 
allgemeinen steuerlichen Absetzbarkeit von Handwerkerleistungen bei Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen am Haus können Selbstnutzer keinerlei 
steuerliche Abschreibung oder Vergünstigungen für energetische Sanierungsmaß-
nahmen in Anspruch nehmen. Da eine energetische Sanierung je nach Alter und 
Zustand des Gebäudes im Allgemeinen sehr kostenintensiv ist32 und der Steuerbo-
nus für Handwerkerleistungen auf maximal 1.200 Euro begrenzt ist, fällt die steuerli-
che Förderung gemessen an der Investitionssumme sehr gering aus und der finan-
zielle Anreiz ist entsprechend klein. Betragen bspw. die Kosten für eine energeti-
sche Sanierung 50.000 Euro (z.B. Wärmedämmung der Außenwand oder des 
Daches sowie Anlagentechnik) und entfällt etwa die Hälfte davon auf Arbeits-
leistung, so kann der Investor im Rahmen des Steuerbonus für Handwerkerleistung 
gegenwärtig statt 5.000 Euro (20 % von 25.000 Euro) nur 1.200 Euro von der 
Steuerschuld abziehen. Folgt man dem Vorschlag des ZDH, so würde der Steuer-
bonus für Handwerkerleistungen für kostenaufwändige energetische Sanierungs-
maßnahmen deutlich attraktiver. In dem obigen Beispiel würde der private Haushalt 
im ersten Jahr 4.000 Euro (20 % von 20.000 Euro) und im zweiten Jahr 1.000 Euro 
(20 % des Restbetrages von 5.000 Euro), insgesamt also 5.000 Euro Steuer-
zuschuss erhalten. Damit verkürzt sich die Amortisationszeit der Investition erheb-
lich, so dass ein erheblicher Lenkungseffekt von diesem Anreiz ausgehen kann.  

An dieser Stelle stellt sich die Frage, warum eine steuerliche Förderung der energe-
tischen Gebäudesanierung durch den Handwerkerbonus neben der klassischen 
KfW-Förderung überhaupt erforderlich bzw. vorteilhaft ist, wenn eine Doppelförde-
rung grundsätzlich ausgeschlossen sein soll. Mindestens drei Gründe sprechen 
dafür, die steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung im Rahmen 
des Steuerbonus für Handwerkerleistungen entsprechend dem Vorschlag des ZDH 
attraktiver zu machen und damit den Anreiz für kostenintensive energetische Sanie-
rungsmaßnahmen zu erhöhen: 

                                                 

31  Die kumulierte Sanierungsquote zwischen 1989 und 2006 zeigt, dass in diesem Zeitraum in den 
Altbauten weniger als 30 % aller möglichen energetischen Sanierungsmaßnahmen durchgeführt 
wurden. Vgl. CO2-Gebäudereport 2007 (2007), S. 7. 

32  Nach einer Befragung, die die KfW gemeinsam mit dem Institut der deutschen Wirtschaft Köln im 
Jahr 2010 durchgeführt hat, betragen die Kosten für eine energetische Sanierung im Durchschnitt 
46.000 Euro. Vgl. Testorf, L. u.a. (2010), S. 22 f. Im CO2-Gebäudesanierungsprogramm lag die 
durchschnittliche Fördersumme je nach Maßnahmenpaket zwischen 57.000 und 85.000 Euro im 
Jahr 2007. Vgl. Kornhardt, U. (2010), S. 40 ff. 
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1. Die KfW-Fördermittel im Bereich der energetischen Gebäudesanierung sind an 
die Erfüllung spezifischer, relativ hoher technischer Mindeststandards gebun-
den, die im Einzelnen nachgewiesen werden müssen. Werden die in den ver-
schiedenen Programmen vorgeschriebenen Mindeststandards auch nur leicht 
unterschritten bzw. nicht erreicht, werden die Fördermittel nicht gewährt. Zudem 
sind die einzelnen Programmvarianten eben wegen der technischen Anforde-
rung für den „Normalbürger“ relativ kompliziert. Eine Antragstellung ist für nicht 
wenige Sanierungswillige ohne die Hilfe der ausführenden Betriebe nicht mög-
lich. Das schreckt viele potenziell Sanierungswillige unter den selbstnutzenden 
Eigentümern von Eigenheimen ab. 

2. Zinsverbilligungen, die die KfW-Programme bieten, sprechen viele private 
Investoren nicht an, weil sie entweder lieber auf Eigenmittel zurückgreifen 
möchten und/oder der Mittelbedarf so gering ist, dass eine Kreditfinanzierung 
unverhältnismäßig aufwändig ist.33 Zwar bietet die KfW im „CO2-Gebäudesanie-
rungsprogramm“ und im Programm „Energieeffizient Sanieren“ seit kurzem 
auch jeweils Zuschussvarianten an, jedoch überwiegen die Darlehensfälle bei 
weitem.34 

3. In vielen Fällen erschweren die Hausbanken den Zugang zu den KfW-Förder-
mitteln, da die KfW ihre Darlehen nicht selbst vergibt, sondern nur über eine 
Bank bzw. Sparkasse auszahlt. Eine Untersuchung der Stiftung Warentest 
zeigt, dass Banken vielfach wenig bis kein Interesse an der Durchleitung der 
KfW-Kredite haben, weil sie lieber ihre eigenen, teureren Kredite den Kunden 
antragen.35 

Als Fazit lässt sich festhalten, dass trotz aller Erfolge in der Vergangenheit das 
Sanierungstempo immer noch viel zu niedrig ist, um die energie- und klimaschutz-
politischen Ziele im Gebäudesektor bis 2020 bzw. 2050 zu erreichen. Deshalb sollte 
die bisher einseitig auf Zinsverbilligung bzw. Zuschussgewährung abgestellte KfW-
Förderung im Bereich der energetischen Gebäudesanierung gezielt durch steuer-
liche Anreize erweitert bzw. erhöht werden. Hierfür ist der Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen hervorragend geeignet, ja geradezu prädestiniert dafür, zu einem 
wirksamen steuerlichen Klimaschutzinstrument im Bereich der energetischen 
Gebäudesanierung weiterentwickelt zu werden. Hierzu sollte entsprechend dem 
ZDH-Vorschlag der bisherige Steuerbonus für Handwerkerleistungen und die allge-
meinen haushaltsnahen Dienstleistungen zu einem einheitlichen Fördertatbestand 
mit einem Förderhöchstbetrag von 20 % von maximal 20.000 Euro Arbeitskosten 

                                                 

33  Vgl. HWK Düsseldorf (2010), S. 1. 
34  Vgl. Clausnitzer, K.-D. u.a. (2010), S. 68. 
35  Vgl. Finanztest (2010), S. 44 ff. 
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zusammengefasst werden. Ferner wäre es im Interesse umfangreicher und damit 
kostenträchtiger energetischer Sanierungsmaßnahmen sinnvoll, die Möglichkeit vor-
zusehen, die den Höchstbetrag übersteigende Investitionssumme in nachfolgende 
Kalenderjahre zu übertragen.  

Für eine entsprechende Weiterentwicklung des Steuerbonus für Handwerkerleistun-
gen spricht nicht zuletzt, dass die Förderung der energetischen Gebäudesanierung 
mit ganz erheblichen Multiplikatoreffekten verbunden ist und damit auch konjunktur-
politischen Zielsetzungen dient: So zeigt die KfW-Förderstatistik, dass 2009 mit 
einem Euro Förderung mehr als neunmal so hohe private Investitionen ausgelöst 
wurden.36 

3.3 Fiskalische Effekte 

Ein wichtiger Punkt in der Diskussion des Steuerbonus für Handwerkerleistungen ist 
auch sein fiskalischer Effekt. Zunächst einmal gehen Thöne u.a.37 für die bestehen-
de Regelung davon aus, dass das Subventionsvolumen 2,2 Mrd. Euro in 2008 
beträgt. Diese Rechnung beruht auf der Ermittlung, dass in genau diesem Umfang 
fiskalische Mittel verloren gehen, weil Steuerpflichtige in diesem Umfang Erstattun-
gen beanspruchen. Tatsächlich ist aber zur Abschätzung des fiskalischen Effekts 
das eigentliche Steuerungsziel, der Abbau der Schwarzarbeit, zu berücksichtigen. 
Erst unter Berücksichtigung dieses Steuerungserfolges zeigt sich nämlich, welchen 
Nettoeffekt der Steuerbonus für Handwerkerleistungen tatsächlich hat. 

Zu diesem Zweck sei eine Gruppe von Auftraggebern handwerklicher Dienstleistun-
gen angenommen, die unter die Regelung des § 35a EStG fallen. Diese Gruppe 
wolle ein Auftragsvolumen von 1 Mrd. Euro für Arbeitsleistungen an Handwerks-
unternehmen vergeben und zwar jeder, um den Steuerbonus voll auszuschöpfen, 
d.h. dem Staat entgehen 200 Mio. Euro durch den gewährten Steuernachlass (20 % 
von 1 Mrd. Euro). Unter der Annahme, dass der Steuerungserfolg vollumfänglich 
eintrete, d.h. dass keiner der Auftraggeber Schwarzarbeit in Auftrag gibt, führt das 
zu einem Auftragsvolumen von 1 Mrd. Euro. Darin enthalten ist die Umsatzsteuer 
von 160 Mio. Euro. Da es sich um Arbeitsleistungen handelt, die in der Regel von 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten erbracht werden, entfallen auf das (Netto-
)Auftragsvolumen von etwa 840 Mio. Euro rund 336 Mio. Euro Sozialversicherungs-
abgaben38 sowie bei einem angenommenen (sehr niedrigen durchschnittlichen) 

                                                 

36  2009 wurden mit rund 2 Mrd. Euro Fördermitteln 18,4 Mrd. Euro Privatinvestitionen angestoßen.  
37  Vgl. Thöne, M. und Jung, A. (2009), S. 95. 
38  Bei für 2011 aktuellen Beitragssätzen für die GRV von 19,9 %, GKV 15,5 %, AVL 3,0 % und GPV 

1,95 % ergeben sich 40,35 %, die hier der Einfachheit halber auf 40 % abgerundet sind. 
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Einkommensteuersatz von 15 % 126 Mio. Euro Einkommensteuer. Dem Steuer-
nachlass von 200 Mio. Euro stehen also Steuermehreinnahmen von 286 Mio. Euro 
gegenüber (Umsatzsteuer, Einkommensteuer) sowie 336 Mio. Euro an Sozialver-
sicherungsabgaben, d.h. zusammen Mehreinnahmen in Höhe von 622 Mio. Euro, 
das sind 62 % des Bruttoauftragsvolumens. Unter der Annahme, dass das Auftrags-
volumen ungemindert vom informellen in den formellen Sektor fließt, entsteht also 
ein fiskalischer Effekt, der die Steuerbegünstigung in diesem besten Fall mehr als 
dreifach kompensiert.  

Nun ließe sich einwenden, dass es unwahrscheinlich sei, dass das gesamte Auf-
tragsvolumen in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse fließe. 
Nehmen wir deshalb an, dass die Hälfte des Auftragsvolumens durch geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse erledigt wird, die nur zu 30 % pauschal zu Abgaben 
herangezogen werden. Dann ergeben sich für die eine Hälfte des Auftragsvolumens 
von 420 Mio. Euro (15 % ESt: 63 Mio. Euro und rund 40 % Sozialversicherungsab-
gaben: 168 Mio. Euro) etwa 231 Mio. Abgabelasten für die sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten und im Niedriglohnbereich noch einmal 126 Mio. Euro 
(30 % pauschal). Dazu kommen wie im obigen Fall noch 160 Mio. Euro Umsatz-
steuer. Das ergibt zusammen immer noch 517 Mio. Euro an Abgaben, d.h. auch in 
diesem Fall wird der Einkommensteuerausfall nach § 35a EStG von 200 Mio. Euro 
noch um 317 Mio. Euro überkompensiert.  

Auch das ist freilich noch etwas unrealistisch, denn für die Auftraggeber entsteht ein 
Verlust an Leistungen, denn von der ursprünglichen 1 Mrd. Euro bleiben als Net-
toarbeitsleistung, also als die für die eigentliche Arbeitsleistung verbleibende Auf-
tragssumme, deutlich weniger übrig. Der weitaus größte Anteil geht an den Staat 
bzw. die Sozialversicherungsträger.  Da gerade letztere aber Leistungen für regu-
läre Arbeitnehmer finanzieren, die sich schwarz arbeitende Arbeitnehmer gegebe-
nenfalls selbst finanzieren müssen (z.B. Altersvorsorge), werden die Schwarzarbei-
ter entsprechende Beträge als Lohnbestandteile auch im informellen Sektor veran-
schlagen. Infolgedessen dürften sie einen Teil der ansonsten als Sozialversiche-
rungsabgaben abgeführten Abgaben beanspruchen. Da sie zudem auch einen Teil 
des Entdeckungsrisikos sowie der Strafe bei Schwarzarbeit tragen, dürften sie auch 
bei der Differenz zum Auftragsvolumen von 1 Mrd. Euro noch einen gewissen Anteil 
einfordern, so dass auch dann die Nettoarbeitsleistung deutlich unter 1 Mrd. Euro 
bleibt. Auch wenn es vielleicht unrealistisch ist, davon auszugehen, dass das Auf-
tragsvolumen vollständig in den formellen Sektor fließt, zeigt diese Überlegung, 
dass die Schwarzarbeiter in jedem Fall einen Teil des sonst als Abgaben gezahlten 
Auftragsvolumens für sich beanspruchen werden.  

Geht man deswegen davon aus, dass nicht das gesamte Auftragsvolumen in den 
formellen Sektor geht, sondern z.B. nur die Hälfte, dann reduziert sich zwar der 
Verlust aus dem Steuernachlass auf 100 Mio. Euro, aber es bleibt bei der positiven 
Bilanz der Gegenfinanzierung. Erst wenn man davon ausgeht, dass nur Rechnun-
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gen eingereicht werden, die sowieso im formellen Sektor beauftragt worden wären, 
reduziert sich dieser Effekt erheblich. Das kann etwa der Fall sein, wenn, wie oben 
diskutiert, gesetzlich verpflichtende Prüfleistungen eingereicht werden, wie es der 
BRH beklagt. In diesem Fall kommt es zu Mitnahmeeffekten, die effektiv nicht die 
Schwarzarbeit reduzieren und daher auch nicht fiskalische Mehreffekte erzeugen. 
Das Gutachten des BRH weist rund 5,9 Mio. Fälle aus, die den Steuerbonus für 
Handwerkerleistungen in Anspruch genommen haben (rund 22 % aller veranlagten 
Fälle) und die im Durchschnitt  2008 etwa 133 Euro Steuerermäßigung erhalten 
haben.39 Genau genommen lässt sich nur die Gruppe der eindeutig identifizierten 
verpflichtenden Prüfleistungen (öffentlich rechtliche Gebühren für Feuerstätten-
sicherheit und Immissionsschutzmessung) beanstanden, weil aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen diese Tätigkeiten nicht als Schwarzarbeit angeboten werden, so 
dass in diesen Fällen die Inanspruchnahme des Steuerbonus für Handwerkerleis-
tungen nicht die Schwarzarbeit senkt.40 Dieser Anteil ist von 18 % in 2006 auf 39 % 
in 2008 gestiegen.41 Gemessen am durchschnittlichen Ermäßigungsbetrag entfallen 
also 51,87 Euro pro Fall auf diese Gruppe. Bei 5,9 Mio. Fällen entspricht dies einem 
Volumen von 306 Mio. Euro.  

Auf der Grundlage dieser Zahlen, die der BRH leider nicht ausreichend differenziert, 
um genauere Angaben zu den möglichen Wirkungen auf Schwarzarbeit zu treffen, 
bedeutet das, dass die verbliebenen 61 % der Rechnungsfälle (2008) mit jeweils 
81,13 Euro einen möglichen Effekt auf Schwarzarbeit haben konnten. Diesen Effekt 
haben sie mit einem Steuerabzugsvolumen von 479 Mio.42 Euro für das Fünffache 
dieses Volumens, weil nur 20 % abzugsfähig sind, d.h. für rund 2,4 Mrd. Euro. 
Nimmt man für diese vereinfachend an, dass sie vollständig vom informellen in den 
formellen Sektor übertragen worden sind, dann ergäbe der Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen für den Fiskus eine steuerliche Mehreinnahme von rund 1 Mrd. 
Euro (1,5 Mrd. Euro abzüglich des Steuerabzugsvolumens von 479 Mio. Euro), 

                                                 

39  Vgl. BRH (2011), S. 9f. 
40  Das gilt auch für die Arbeiten, die über Nebenkostenabrechnungen auf die Mieter abgewälzt 

werden, weil auch dieser Anteil gegenüber den Mietern nachweisbar sein muss. Aber diese 
Arbeiten beziffert der BRH nicht eindeutig, sondern weist eine gemischte Gruppe aus. Vgl. BRH 
(2011), S. 11. 

41  Der BRH weist diesen Anteil leider nicht gesondert für die gesetzlich verpflichtenden 
Prüfleistungen sondern nur zusammen mit Wartungsleistungen für Heizungsanlagen aus, bei 
denen ebenfalls hohe Mitnahmeeffekte unterstellt werden. 

42  Hier ergibt sich ein Widerspruch in den Aussagen des Bundesrechnungshofes. Einerseits werden 
die fiskalischen Kosten für den Steuerbonus für Handwerkerleistungen für 2008 mit insges. 
2,2 Mrd. Euro veranschlagt. Andererseits ergeben sich nur Steuermindereinnahmen von rund 
0,8 Mrd. Euro, wenn man den durchschnittlichen Steuerbonus von 133 Euro mit der Fallzahl von 
5,9 Mio. multipliziert. Leider äußert sich BRH nicht zu diesem Widerspruch, der vermutlich in der 
Erhebung der Daten zu suchen ist. Vgl. BRH (2011), S. 3ff. 
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wenn die Beschäftigung über sozialversicherungspflichtige Personen erfolgt, und bei 
etwa 800 Mio. Euro, wenn die Hälfte des Auftragsvolumens in Mini-Jobs fließt. 

Wäre tatsächlich die gesamte Gruppe der gemischten Fälle, die der BRH für 2008 
mit 32 % ausweist43, vollständig durch Mitnahmeeffekte geprägt, und nur die Gruppe 
der „sonstigen Handwerkerleistungen“ in Höhe von 18 % vom informellen in den 
formellen Sektor übergegangen, würde sich immer noch ein Betrag von 23,94 Euro 
ergeben, der sich bei 5,9 Mio. Fällen auf ein Volumen von 141 Mio. Euro beläuft. 
Selbst in diesem restriktivsten Szenario ergibt sich daraus ein Auftragsvolumen von 
706 Mio. Euro, die in den formellen Sektor wandern und damit einen Finanzierungs-
effekt von 365 Mio. Euro im ebenfalls restriktiven Beschäftigungsszenario ergeben, 
und 438 Mio. Euro, wenn das Auftragsvolumen durch sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte bearbeitet wird. Dem steht dann in diesem worst case Szenario ein 
fiskalischer Verlust von 643 Mio. Euro gegenüber.44 Erst wenn also die Mitnahme-
effekte bei 80 % liegen – und dafür bleibt das Gutachten des BRH jeden Nachweis 
schuldig – kommt es zu einem wirklich negativen Effekt. Bislang gibt es aber keine 
empirischen Anhaltspunkte für ein derartiges Szenario. 

Der fiskalische Verlust besteht also in keinem Fall in einer Höhe von 2 Mrd. Euro 
oder gar 3 Mrd. Euro. Vielmehr beschränkt er sich im restriktivsten Szenario für das 
Daten vorliegen auf 278 Mio. Euro (82 % Mitnahmeeffekte, Beschäftigte zur Hälfte 
im Mini-Job-Bereich) bzw. auf 205 Mio. Euro (82 % Mitnahmeeffekte, Beschäftigte 
vollständig in sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen). Zu diesem 
Ergebnis kommt es aufgrund der von den bisherigen Studien vollkommen vernach-
lässigten Selbstfinanzierungseffekte für den Teil des Auftragsvolumens, der aus der 
Schwarzarbeit in den formellen Sektor übergeht.  

Diese Berechnungen verdeutlichen, dass der Steuerbonus für Handwerkerleistun-
gen schon in seiner jetzigen Ausgestaltung weniger ein Instrument zum Wohle des 
Handwerks noch ein Instrument zur Begünstigung der Auftraggeber ist, sondern vor 
allem dem staatlichen Ziel dient, die Schwarzarbeit zu reduzieren, um dadurch posi-
tive fiskalische Effekte auszulösen. In diesem Sinne ist der Steuerbonus für Hand-
werkerleistungen politisch klug unter dem primären Ziel des Fiskalzwecks ausge-
staltet. Aus diesem Grund ist es auch nicht geboten, die Ausgestaltung wesentlich 
zu ändern.  

Denn jede Änderung, etwa die Herausnahme von gesetzlich verpflichtenden 
Prüfleistungen oder bestimmten Handwerkerleistungen, bei denen von hohen Mit-
nahmeeffekten auszugehen ist, zieht unweigerlich entweder einen Verwaltungsauf-

                                                 

43  Vgl. ebenda, S. 11. 
44  5,9 Mio. Steuerfälle mit dann noch durchschnittlich 109 Euro pro Steuerfall, die nur Mitnahme-

effekte sind und deshalb als fiskalischer Verlust zu Buche schlagen. 
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wand nach sich oder erhöht das Kontrolldefizit. Denn die Finanzämter müssen 
grundsätzlich in der Lage sein, eine Kontrolle der Rechnungen im Einzelfall vorzu-
nehmen. Dass die Finanzämter dabei stichprobenartig vorgehen, ist nicht zu bean-
standen. Dass dabei auch eine gewisse Zahl von unberechtigten Steuernachlässen 
entsteht, ist ebenfalls unproblematisch, solange die Kontrolldichte ausreichend hoch 
ist, um den Anreiz zu Fehldeklarationen gering zu halten.  

Der geringste Mehraufwand auf Seiten der Finanzämter entsteht durch die Einfüh-
rung eines Selbstbehaltes. Dieser ist sicher die einfachste und eine verwaltungs-
technisch praktikable Lösung, um bestimmte Prüf- und Wartungsleistungen wie 
etwa die wegen vermutlich hoher Mitnahmeeffekte vom BRH monierte Heizungs-
wartung pauschal aus der Steuervergünstigung herauszunehmen. Allerdings redu-
ziert der Selbstbehalt auch den Effekt der Steuervergünstigung für den Auftraggeber 
der übrigen Handwerksleistungen und wirkt sich damit negativ auf das Ziel aus, die 
Schwarzarbeit zu reduzieren. Nur wenn man vereinfachend davon ausgeht, dass 
praktisch alle Steuerpflichtigen, die den Steuerbonus für Handwerkerleistungen 
beanspruchen, auch derartige Prüf- und Wartungsleistungen durchführen und ein-
reichen, ist der Selbstbehalt eine wirklich sinnvolle Lösung.  

Deutlich sinnvoller wäre aus fiskalischer Sicht hingegen die Zusammenlegung von 
Steuerbonus für Handwerkerleistungen und dem Steuerbonus für haushaltsnahe 
Dienstleistungen zu einem gemeinsamen Bonus. Dadurch würde sich der Mitnah-
meeffekt für verpflichtende Prüfleistungen so stark relativieren, dass er vernachläs-
sigbar ist. Gleichzeitig sind umfangreichere Handwerksarbeiten durch den Bonus 
dann immer noch abgedeckt. Weitet man diesen Gesamtbonus auf 20.000 Euro 
aus, könnte man damit auch Maßnahmen abdecken, die in den Bereich der energe-
tischen Gebäudesanierung fallen. In diesem Kontext sei darauf hingewiesen, dass 
mit dem Inkrafttreten des Jahressteuergesetzes 2010 eine Doppelförderung von 
Steuerbonus einerseits und KfW-Programmen andererseits – auf die einzelne Maß-
nahme bezogen – ausgeschlossen ist. 

4. Fazit  

Die Untersuchung hat deutlich gemacht, dass der Steuerbonus für Handwerker-
leistungen seinem Hauptziel, nämlich der Bekämpfung der Schwarzarbeit, gerecht 
wird und in ganz erheblichem Maße dazu beiträgt, Arbeit aus dem informellen Sek-
tor in die reguläre Wirtschaft zu überführen. In welchem Umfang dies geschieht, 
entzieht sich aktuell einer genauen Quantifizierung. Selbst wenn man die vom BRH 
wegen der hohen Mitnahmeeffekte zu Recht monierten gesetzlich verpflichtenden 
Prüfleistungen explizit aus dem steuerbegünstigten Förderkatalog ausschließt und 
einen Selbstbehalt in Höhe von 200 Euro einführt, wie es der ZDH als Reaktion auf 
die Kritik des BRH vorschlägt, so ergibt sich durch den Steuerbonus immer noch ein 
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zusätzliches Auftragsvolumen von weit über 2 Mrd. Euro, das ansonsten schwarz 
erbracht worden wäre. Damit sind positive Beschäftigungseffekte von bis zu 30.000 
neuen Arbeitsplätzen verbunden.  

Gänzlich ausschalten kann man Mitnahmeeffekte bei der steuerlichen Förderung 
von Handwerkerleistungen freilich nicht. Die grundsätzliche Eignung des Instru-
ments des Steuerbonus zur Bekämpfung der Schwarzarbeit steht jedoch außer 
Frage, da durch den Steuerbonus der bestehende Steuer- und Abgabenkeil zwi-
schen legaler und illegaler Arbeit verringert wird. Ein gewisses Maß an Mitnahme-
effekten ist dabei quasi als fiskalischer Preis der Transformation von Schwarzarbeit 
und Eigenleistung in legale Arbeit anzusehen. 

Friedrich Schneider empfiehlt deswegen sogar eine Ausweitung der steuerlichen 
Absetzbarkeit beim Handwerkerbonus von derzeit 1.200 Euro auf 2.000 Euro, um 
die Schattenwirtschaft in Deutschland wirkungsvoller zu bekämpfen. Selbst wenn 
man in seiner Simulationsrechnung dazu den schlechtesten aller durchgespielten 
Fälle wählt (unterstellter Mitnahmeeffekt von 70 %, 40 % nutzen den Handwerker-
bonus), kommt es immer noch zu einer Reduktion der Schattenwirtschaft um 4,2 bis 
5,5 Mrd. Euro. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt des BRH am Steuerbonus für Handwerkerleistungen 
sind die hohen fiskalischen Kosten dieses Instruments, die laut Subventionsbericht 
mit 2,2 Mrd. Euro für 2008 veranschlagt werden. Eine Wirkungsanalyse des Steuer-
bonus für Handwerkerleistungen, also eine Analyse der fiskalischen Effekte, die aus 
einer erfolgreichen Bekämpfung der Schwarzarbeit resultieren, wird vom BRH 
dagegen nicht einmal in Ansätzen vorgenommen. Die tatsächlichen Kosten eines 
wirtschaftspolitischen Instruments lassen sich aber erst dann sinnvoll bestimmen, 
wenn die Kosten und Erträge einander gegenübergestellt werden.  

Bei den fiskalischen Kosten des Steuerbonus für Handwerkerleistungen ergibt sich 
zudem ein Widerspruch im Gutachten des BRH. Bei einem 2008 durchschnittlich 
gewährten Steuerbonus von 133 Euro pro Fall und 5,9 Mio. Fällen insgesamt erge-
ben sich tatsächliche Kosten von 785 Mio. Euro für den Steuerbonus für Handwer-
kerleistungen, also nur gut ein Drittel der vom BRH für dieses Instrument genannten 
Steuermindereinnahmen in Höhe von 2,2 Mrd. Euro. Es ist anzunehmen, dass die-
ses deutlich geringere Kostenergebnis aufgrund der Erhebung des BRH die realen 
Kosten widerspiegelt und die vom Bundesfinanzministerium im Subventionsbericht 
veranschlagte Summe lediglich auf einer (viel zu hohen) Schätzung beruht. Diesen 
Kosten bzw. Steuermindereinnahmen sind die fiskalischen Effekte des Steuerbonus 
für Handwerkerleistungen gegenüberzustellen. Die Berechnungen, die hierzu im 
vorliegenden Gutachten angestellt worden sind, zeigen, dass im besten angenom-
menen Fall (keine Mitnahmeeffekte, die durch den Steuerbonus ausgelöste 
Arbeitsleistung wird durch sozialversicherungspflichtig Beschäftigte erbracht) die 
durch den Steuerbonus ausgelösten fiskalischen Effekte (Steuern und Sozialver-
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sicherungsabgaben) die Kosten um mehr als das Dreifache übersteigen. Anders 
ausgedrückt beträgt in diesem Fall die Selbstfinanzierungsquote des Steuerbonus 
für Handwerkerleistungen über 300 %.  

Dieser „best case“ geht davon aus, dass die durch den Steuerbonus für Handwer-
kerleistung generierte Arbeitsleistung zu 100 % vom informellen in den formellen 
Sektor überführt wird. Deswegen ist entsprechend den Erhebungsergebnissen des 
BRH der Steuerbonus für Handwerkerleistungen um die zu Recht monierten 
gesetzlich verpflichtenden Prüfleistungen durch expliziten Ausschluss bereinigt und 
darüber hinaus ein Selbstbehalt vorgesehen. Aber selbst dann, wenn man die 
dadurch hervorgerufenen Mitnahmeeffekte in Höhe von 39 % ausschließt, ergibt 
sich auf Basis der Erhebungsergebnisse des BRH für das Jahr 2008 ein Nettofiskal-
effekt von 208 % (Arbeitsleistung durch sozialversicherungspflichtig Beschäftigte) 
bzw. 167 % (Arbeitsleistung wird zur Hälfte im Niedriglohnsektor erbracht). Konkret 
stehen Kosten für den Steuerbonus für Handwerkerleistungen in Höhe von 479 Mio. 
Euro zusätzliche Steuereinnahmen (Einkommensteuer und Umsatzsteuer) und 
Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von rund 1 Mrd. Euro bzw. 800 Mio. Euro 
gegenüber. Dieser als realistisch anzusehende Fall macht deutlich, dass sich der 
Steuerbonus für Handwerkerleistungen, auch wenn man gesetzlich verpflichtende 
Prüfleistungen von der steuerlichen Förderung ausschließt und einen Selbstbehalt 
einführt, nicht nur vollständig selbst finanziert, sondern darüber hinaus noch in 
erheblichem Umfang zu Steuermehreinnahmen und zusätzlichen Beitragseinnah-
men bei den Sozialversicherungsträgern führt. Lediglich im restriktivsten Szenario 
(„worst case“: 82 % Mitnahmeeffekte) kommt es auf Basis der erhobenen Daten des 
BRH zu fiskalischen Verlusten zwischen 205 und 278 Mio. Euro, mithin nur einem 
Bruchteil der im Subventionsbericht angenommenen 2,2 Mrd. Euro.  

Diese Berechnungen verdeutlichen, dass der Steuerbonus für Handwerkerleistun-
gen schon in seiner jetzigen Ausgestaltung nicht ein Instrument zum Wohle des 
Handwerks oder ein Instrument zur Begünstigung der Auftraggeber ist, sondern vor 
allem dem Ziel dient, die Schwarzarbeit zu reduzieren, um dadurch positive fiskali-
sche Effekte auszulösen. In diesem Sinne ist der Steuerbonus politisch klug ausge-
staltet, denn er verfolgt primär den Fiskalzweck. Aus diesem Grund ist es auch nicht 
geboten, die Ausgestaltung wesentlich zu ändern.  

Es stellt sich die Frage, welche fiskalischen Kosten bzw. Steuermindereinnahmen 
zunächst ohne Berücksichtigung fiskalischer Effekte durch den Steuerbonus für 
Handwerkerleistungen entstehen, wenn man die Ausgestaltung dieses Instruments 
entsprechend den Vorschlägen des ZDH modifiziert. Legt man die Erhebungsdaten 
des BRH für das Jahr 2008 zugrunde, betragen die Kosten für den Steuerbonus in 
der bisherigen Ausgestaltung 785 Mio. Euro. Ein Ausschluss der gesetzlich ver-
pflichtenden Prüfleistungen aus dem Katalog der steuerbegünstigten Handwerker-
leistungen und die Einführung eines Selbstbehalts von 200 Euro bedeutet ein Ein-
sparvolumen von 306 Mio. Euro (minus 39 %). Damit würden sich die fiskalischen 
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Kosten des Steuerbonus für Handwerkerleistungen entsprechend auf 479 Mio. Euro 
reduzieren. 

Laut BRH hat sich die Inanspruchnahme des Steuerbonus für Handwerkerleistun-
gen im Untersuchungszeitraum von 2006 bis 2008 von 3,3 Mio. auf 5,9 Mio. Fälle 
deutlich erhöht. Es ist davon auszugehen, dass sich diese Entwicklung bis heute 
fortgesetzt hat und gegenwärtig (2011) schätzungsweise 30 % der veranlagten Fälle 
– das entspricht rund 8 Mio. Fälle – den Steuerbonus in Anspruch nehmen. Dann 
ergeben sich aktuelle fiskalische Kosten für den Steuerbonus für Handwerkerleis-
tungen in der jetzigen Ausgestaltung in Höhe von rund 1 Mrd. Euro. Bei Heraus-
nahme der gesetzlich verpflichtenden Prüfleistungen und Einführung eines Selbst-
behalts von 200 Euro reduzieren sich die Kosten für den Steuerbonus auf 648 Mio. 
Euro (minus 416 Mio. Euro). Hierbei sind die positiven fiskalischen Effekte des 
Steuerbonus für Handwerkerleistungen noch nicht berücksichtigt. Der Nettofiskal-
effekt ist mit 150 % bis 200 % zu veranschlagen, so dass sich der Steuerbonus für 
Handwerkerleistungen letztlich selbst finanziert. 

Angesichts der Bedeutung, die den energie- und klimaschutzpolitischen Zielen 
zukommt, ist des Weiteren ratsam, die bisher einseitig im Wesentlichen auf Zinsver-
billigung abgestellte KfW-Förderung im Bereich der energetischen Gebäudesanie-
rung gezielt durch steuerliche Anreize zu ergänzen und zu unterstützen. Hierzu ist 
der Steuerbonus für Handwerkerleistungen hervorragend geeignet, ja geradezu 
prädestiniert, nicht zuletzt weil er im Vergleich zu KfW-Fördermitteln relativ einfach 
in Anspruch genommen werden kann. Um den Steuerbonus jedoch zu einem wirk-
samen steuerlichen Klimaschutzinstrument im Bereich der energetischen Gebäu-
desanierung weiterzuentwickeln, sollten  die bisher getrennt gewährten Steuerboni 
für allgemeine haushaltsnahe Dienstleistungen und für Handwerkerleistungen zu 
einem einheitlichen Fördertatbestand mit einem Förderhöchstbetrag von 4.000 Euro 
(20 % von max. 20.000 Euro Arbeitskosten) zusammengefasst werden. Zum einen 
bedeutet dies eine erhebliche Steuervereinfachung, insbesondere weil die zum Teil 
bestehenden Abgrenzungsprobleme zwischen den beiden Instrumenten damit ent-
fallen. Zum anderen wird der steuerliche Anreiz für in der Regel kostenträchtige 
energetische Gebäudesanierungen durch die Ausweitung der Förderhöchstgrenze 
auf 20.000 Euro deutlich erhöht.  

Dies gilt insbesondere dann, wenn entsprechend dem ZDH-Vorschlag eine den 
Höchstbetrag übersteigende Investition auf nachfolgende Kalenderjahre übertragen 
werden kann. Für eine entsprechende Weiterentwicklung des Steuerbonus für 
Handwerkerleistungen spricht nicht zuletzt, dass die Förderung der energetischen 
Gebäudesanierung mit ganz erheblichen Multiplikatoreffekten verbunden ist, die die 
fiskalischen Effekte verstärken. So zeigt die KfW-Förderstatistik, dass 2009 mit 
einem Euro Förderung mehr als neunmal so hohe private Investitionen ausgelöst 
wurden.  
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